
 

 

 

 

 

2. September 2025 

Vorabbemerkung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 29.08.2025 um 11:30 Uhr einen nicht 

im Ressortkreis abgestimmten Referentenentwurf zur Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtenge-

setzes (LkSG) versendet und für die Verbändeanhörung eine Frist von weniger als einem Tag gesetzt.  

Die Änderungen zielen darauf ab, die Verhängung von Bußgeldern restriktiver zu gestalten und die 

Abschaffung der LkSG-Berichtspflicht umzusetzen. 

Die vom BMAS gesetzte Rückmeldefrist von wenigen Stunden steht im Widerspruch zu den im Koali-

tionsvertrag (Z. 1865 ff. „Gute Gesetzgebung“) verankerten Grundsätzen, wonach bei Gesetzgebungs-

verfahren in der Regel eine vierwöchige Frist zur Stellungnahme vorgesehen ist. Wir kritisieren die 

kurze Frist von wenigen Stunden sehr deutlich, denn sie bietet keine Möglichkeit für eine inhaltliche 

Auseinandersetzung und Abstimmung mit unseren Mitgliedern. Die Frist liegt zudem innerhalb der 

Ferien in einigen Bundesländern, so u. a. in Berlin, Bayern und Baden-Württemberg. Das Vorgehen 

hinterlässt erhebliche Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Verbändeanhörung. Wir haben es uns daher 

vorbehalten, unsere Anmerkungen zum Gesetzesentwurf nachträglich beim BMAS einzureichen. 
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Aussetzen statt Anpassen: Chance für echte Entlastung nutzen  

Der BDI unterstützt die Zielsetzung der Bundesregierung, Menschenrechtsverletzungen in globalen 

Lieferketten zu verhindern und hohe Standards einzuhalten. Für die deutsche Industrie sind die ver-

antwortungsvolle Gestaltung von Lieferketten und die Achtung von Menschenrechten selbstverständ-

lich. 

Der hier vorgelegte Entwurf des BMAS verpasst die Chance zu echter Entlastung. Die vorgeschlage-

nen Änderungen schwächen das Gesetz lediglich in Teilbereichen ab. Ein effektiver Beitrag zum Bü-

rokratieabbau wird nicht erreicht, denn die Kernvorgaben des Gesetzes gelten fort. 

Um kurzfristig ein Level Playing Field auf dem europäischen Binnenmarkt herzustellen und echte Ent-

lastung für Unternehmen zu schaffen, fordert der BDI eine komplette Aussetzung des LkSG inklu-

sive aller Sanktionen.  

Es wäre angebracht, zunächst die finalen inhaltlichen Änderungen der Corporate Sustainability Due 

Diligence Directive (CSDDD) abzuwarten und das LkSG anschließend – unter Ausschöpfung der durch 

die „Stop-the-clock-Richtlinie“ (2025/794) verlängerten Umsetzungs- und Anwendungsfristen – weiter-

zuentwickeln. 

Sollte das LkSG wider Erwarten nicht ausgesetzt werden, fordern wir die Bundesregierung auf, 

folgende operative Herausforderungen anzugehen. 

 

Berichtspflichten  

Berichts- und Dokumentationspflichten haben in den vergangenen Jahren auf europäischer und nati-

onaler Ebene ein hohes Maß an Komplexität erreicht. Bürokratieabbau ist dringend erforderlich.  

Während laut Gesetzentwurf die fortlaufende interne Dokumentation zur Erfüllung der Sorgfaltspflich-

ten bestehen bleibt, begrüßen wir die rückwirkende Streichung der Berichtspflicht nach § 10 Absatz 2 

bis 4 LkSG entsprechend der Vorgabe des Koalitionsvertrags (Z. 1922) sowie die Streichung der be-

hördlichen Berichtsprüfung (§ 13 LkSG). Demnach sind keine Berichte mehr bei der zuständigen Auf-

sichtsbehörde, dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), einzureichen, auch nicht 

für die Jahre 2023 und 2024. 

Aktuell hat das BAFA lediglich die Sanktionierung bei fehlenden oder verspäteten LkSG-Berichten bis 

zum 31.12.2025 ausgesetzt. Unternehmen sind damit nach aktuellem Sachstand verpflichtet, alle fäl-

ligen Berichte bis spätestens Ende 2025 zu veröffentlichen und einzureichen. 

Um Rechtsunsicherheit vorzubeugen, plädieren wir dafür, die Verlautbarung zur Berichtspflicht auf der 

BAFA-Internetseite unabhängig vom Referentenentwurf so schnell wie möglich zu aktualisieren und 

die Aussetzung der Sanktionen „bis auf Weiteres“ zu verlängern. Ansonsten bleiben die betroffenen 

Unternehmen bis zum Inkrafttreten des Änderungsgesetzes berichtspflichtig.  

Zentral ist zudem, dass das BAFA zurückhaltend mit Auskunftsersuchen umgeht, damit Unternehmen 

nach Wegfall der Berichtspflicht nicht durch andere bürokratische Anfragen belastet werden.  
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Die eingesparten Bürokratiekosten werden laut Gesetzentwurf auf 4.138.000 Euro geschätzt. Nach 

der Regel „One in, one out“ steht dem BMAS diese Summe nun als Kompensation im Rahmen seiner 

Ressortbilanz zur Verfügung. Es sollte allerdings dringend davon Abstand genommen werden, die 

Bürokratiekosten an anderer Stelle wieder aufzubauen. 

 

Sanktionsregime  

Die im LkSG geregelten Sorgfaltspflichten gelten fort. Der Verstoß gegen diese Pflichten soll nur bei 

„schweren Verstößen“ sanktioniert werden. In diesem Zusammenhang wird im Referentenentwurf klar-

gestellt, dass ordnungswidrig handelt, wer gegen die Pflicht zur Ergreifung von Präventionsmaßnah-

men (§ 6 Absatz 1 LkSG), die Pflicht zur Ergreifung von Abhilfemaßnahmen (§ 7 Absatz 1 Satz 1 oder 

Absatz 2 Satz 1 und § 9 Absatz 1 LkSG) oder gegen die Pflicht zur Einrichtung eines Beschwerdever-

fahrens (§ 8 Absatz 1 Satz 1 und § 9 Absatz 1 LkSG) verstößt. 

Damit wird der Sanktionskatalog zwar verkleinert, aber die Zusage aus dem Koalitionsvertrag, die ge-

setzlichen Sorgfaltspflichten „mit Ausnahme von massiven Menschenrechtsverletzungen“ nicht zu 

sanktionieren (Z. 1913 f. KoaV), wird nicht umgesetzt. In der Gesetzesbegründung wird auf die 

Schwere der Pflichtverletzung abgestellt, anstatt auf die Schwere der Menschenrechtsverletzung. 

Um Risiken für Unternehmen zu minimieren und ihre Diversifizierungsbemühungen insbesondere in 

Entwicklungs- und Schwellenländern nicht zu hemmen, sollten alle Sanktionen ausgesetzt werden, 

auch das Damoklesschwert eines Ausschlusses von der Vergabe öffentlicher Aufträge. Zudem ist ins-

besondere § 24 Absatz 3 zu streichen, um das Risiko eines unverhältnismäßigen Bußgelds in Höhe 

von 2 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes aufzuheben. 

Zu begrüßen ist, dass das BMAS im Gesetzentwurf klarstellt, dass das Verhängen von Geldbußen die 

„Ultima Ratio“ des behördlichen Einschreitens darstellt. 

Insgesamt gilt, das angepasste Sanktionsregime unabhängig vom Referentenentwurf möglichst zügig 

in die Umsetzungsvorgaben des BAFA zu integrieren, um Rechtssicherheit zu schaffen. 

 

Entlastende Elemente der CSDDD kurzfristig umsetzen 

Zu erwartende, entlastende Elemente der CSDDD sind möglichst bereits jetzt umzusetzen, so etwa:  

 Hinsichtlich der weiterhin bestehenden internen Dokumentationspflicht (§ 10 Absatz 1 LkSG) re-

gen wir an, die Aufbewahrungszeit von aktuell sieben Jahren auf fünf Jahre zu reduzieren. Dies 

wäre bereits im Einklang mit Art. 5 Abs. 4 CSDDD. 

 

  



Referentenentwurf zur Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes 

4 

Impressum  

Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. (BDI) 

Breite Straße 29, 10178 Berlin 

www.bdi.eu 

T: +49 30 2028-0 

Lobbyregisternummer: R000534 

 

Redaktion  

 

Vanessa Wannicke 

Referentin Int. Zusammenarbeit, Sicherheit, Rohstoffe und Raumfahrt 

T: +49 30 2028-1563 

v.wannicke@bdi.eu 

Verena Westphal 

Referentin Recht, Wettbewerb und Verbraucherpolitik 

T: +49 30 2028-1496 

v.westphal@bdi.eu  

 

 

 

 

BDI Dokumentennummer: D2151 


